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von Emanzipatorische Selbsthilfe e. V. 

Der Verein Emanzipatorische Selbsthilfe e. V. ist gemeinnutzig und
unterstutzt wirtschaftlich bedurftige Menschen, Menschen mit Behinderungen,
Menschen die Opfer von Straftaten und Diskriminierung geworden sind und
hat den Schwerpunkt zur Forderung der Gleichbehandlung von LSBTIQ
Menschen. 

Unser Buro im Stadtteilzentrum Pankow

Schonholzer Str. 10

13187 Berlin

Der Verein tragt durch "Hilfe zur Selbsthilfe" dazu bei, dass Menschen
eigenstandig und eigenverantwortlich ihre Interessen und Rechte nach außen
vertreten konnen und Fahigkeiten und Fertigkeiten erlernen, um eine
moglichst große Eigenstandigkeit und Unabhangigkeit zu erreichen. 



Tätigkeitsbericht von Emanzipatorische Selbsthilfe e. V. 
im Zeitraum 01.01.2020 bis 31.12.2020 

Der Verein gründete sich am 25.11.2018. Der Verein nahm jedoch seine eigentliche Tätigkeit erst 
am 01.09.2019 auf. Vorher war mangels Räumlichkeiten keine Beratung der Klient*innen möglich.  

Zusammen mit dem Sonntags-Club e. V. mietete der Verein zum 01.09.2019 als Untermieter einen 
Raum im Stadtteilzentrum Pankow an, um seine Beratung durchführen zu können. 

Es folgten außerordentliche Mitgliederversammlungen, um Beanstandungen der Satzung durch 
das Vereinsregister zu beseitigen. Es fanden am 08.01.2020, am 10.03.2020 und am   04.11.2020 
außerordentliche Mitgliederversammlungen statt, mit dem Ziel die Beanstandungen in der Satzung 
zu berücksichtigen.  

In der eigentlichen Arbeit stellte sich schnell heraus, dass viele Beratungsbedarfe vielfältig gelagert 
sind und sich insoweit in Teilbereichen auch über den Satzungszweck hinaus erstreckten. Viel 
Raum nahm zum Beispiel das Thema Staatsbürgerschaft und Aufenthaltsrecht ein, wenn es um 
die Beantragung von Sozialleistung ging. Es bestand bei vielen Klienten*innen ein erheblicher 
Beratungsbedarf bei EU-Bürgerschaft und Voraussetzungsprüfung nach den Freizügigkeitsgesetz. 
Die Voraussetzungen nach dem Freizügigkeitsgesetz sind vielfach maßgebend für die 
Anspruchsberechtigungen von Sozialleistungen für EU-Bürger*innen.  

Ein weiterer Schwerpunkt in der Beratung war die Feststellung des Hilfebedarfes von Menschen 
mit Behinderungen in der Eingliederungshilfe und die Anerkennung einer Schwerbehinderung nach 
dem Schwerbehindertenrecht. 

Die Unterstützung von Menschen mit Behinderungen bei der Antragstellung von 
Eingliederungshilfe war vor Allem gekennzeichnet durch die Einarbeitung der gesetzlichen 
Neuerungen durch das Bundesteilhabegesetz, dass zum 01.01.2020 in weiteren wichtigen 
Bereichen Änderungen im sozialen Teilhaberecht (SGB IX) mit sich brachte. Es bestand deshalb 
erheblicher Beratungsbedarf bei Klient*innen zum Thema Einkommens und Vermögens-
anrechnung in der Eingliederungshilfe, Anrechnung von Partnereinkommen, Fristenberechnung 
zur Feststellung der Zuständigkeit und Entscheidung über den Hilfebedarf.  

In mehreren Beratungsgesprächen ging es um die Konkretisierung von Hilfebedarfen und 
Formulierung von Anträgen auf persönliches Budget im Eingliederungshilferecht. Gerade die 
Konkretisierung des eigentlichen Hilfebedarfes ist bei Menschen mit psychischer Behinderung 
ungleich schwieriger zu erfassen und bedurfte deshalb einen erheblichen Zeitaufwand. Themen 
waren hier vor Allem, Menschen mit Ordnungsdefizit (Messiesyndrom), Tagesstruktur, Umgang mit 
Behörden, gemeinsames Post-öffnen, Umgang mit Depression und daraus resultierendes Fehlen 
von Mitwirkungen in Sozialrechtsverfahren und Antragsverfahren für Sozialleistungen. Zum 
Weiteren sind Schreiben der JobCenter nicht immer verständlich und bedurften der nähren 
Erklärung. 

Weitere Beratungen richteten sich auf die Vorbereitung von Angleichungsoperationen bei 
Transgeschlechtlichkeit. Hierfür müssen psychologische Gutachten erstellt werden und eine 
ambulante Psychotherapie muss nachgewiesen werden. Es gestaltet sich für viele Betroffene 
schwierig eine entsprechend geschulte und geeignete Psychotherapeut*innen mit 
Kassenzulassung zu finden, weshalb die Beratung auch teilweise das Kostenerstattungsverfahren 
für eine geeignete Psychotherapie beinhaltete.  

Im Bereich Schuldenregulierung wurde mit Gläubigern Ratenzahlungsvereinbarungen getroffen 
und zusätzlich zu den Rechtsanwaltsgebühren erhobene Inkassogebühren erfolgreich abgewehrt.   

In einem Fall wurden Wohnungsmängel dem Vermieter bekanntgegeben und die Behebung der 
Wohnungsmängel unter Fristsetzung angemahnt.  










